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Erwägungen

E. 1
Am 9. Oktober 2023 und 15. März 2024 vollzog das Betreibungsamt Bern-Mittelland,
Dienststelle Mittelland, gegenüber dem Beschwerdeführer zwei Einkommenspfändungen.
Mit Verfügung vom 20. September 2024 wies das Betreibungsamt einen Antrag des
Beschwerdeführers auf Ausgleich des Existenzminimums für die Monate Oktober 2023 bis
August 2024 ab. Zudem wies es Anträge auf Rückerstattung der Kosten für die Hausrat-
und Privathaftpflichtversicherung, für drei Zahnarztrechnungen sowie die
Kostenbeteiligung der Krankenkasse für Januar 2023 bis August 2024 ab.

Gegen diese Verfügung erhob der Beschwerdeführer am 4. Oktober 2024 Beschwerde beim
Obergericht des Kantons Bern. Mit Entscheid vom 20. Dezember 2024 wies das
Obergericht die Beschwerde ab, soweit es darauf eintrat.

Dagegen hat der Beschwerdeführer am 2. Januar 2025 Beschwerde an das Bundesgericht
erhoben. Am 9. Januar 2025 (Postaufgabe) hat er um unentgeltliche Rechtspflege ersucht.
Das Bundesgericht hat die Akten beigezogen.

E. 2
Nach Art. 42 Abs. 2 BGG ist in der Beschwerdebegründung in gedrängter Form darzulegen,
inwiefern der angefochtene Akt Recht verletzt. Die beschwerdeführende Partei hat in
gezielter Auseinandersetzung mit den für das Ergebnis des angefochtenen Entscheides
massgeblichen Erwägungen aufzuzeigen, welche Rechte bzw. Rechtsnormen die
Vorinstanz verletzt haben soll ( BGE 140 III 86 E. 2; 140 III 115 E. 2). Die Feststellung des
Sachverhalts kann nur eingeschränkt gerügt werden, insbesondere dann, wenn sie
offensichtlich unrichtig - d.h. willkürlich - ist ( Art. 97 Abs. 1 BGG ). Bei der Rüge der
offensichtlich unrichtigen Sachverhaltsfeststellung gilt das strenge Rügeprinzip ( Art. 106
Abs. 2 BGG ; BGE 140 III 16 E. 1.3.1; 140 III 264 E. 2.3).

E. 3.1
In Bezug auf den verlangten Ausgleich des Existenzminimums (bei variablem Einkommen)
ist das Obergericht zum Schluss gekommen, dass der Beschwerdeführer sein
Existenzminimum bereits mit dem effektiv ausbezahlten Einkommen habe decken können,
womit ihm kein Ausgleichsanspruch zustehe.

Vor Bundesgericht macht der Beschwerdeführer geltend, das Existenzminimum sei immer
und deutlich unterschritten worden und eine Rückerstattung stehe ihm zu. Er legt jedoch
nicht dar, inwiefern die vom Obergericht durchgeführte Berechnung falsch bzw. der
zugrundeliegende Sachverhalt offensichtlich unrichtig festgestellt worden sein soll. Er stellt
bloss eine eigene Berechnung an, was den Begründungs- bzw. Rügeanforderungen nicht
genügt.



E. 3.2
In Bezug auf die Zahnarzt- und Krankheitskosten hat das Obergericht erwogen, der
Beschwerdeführer weise keine konkreten Ausgaben nach bzw. es bestünden keine
Zahlungsbelege.

Der Beschwerdeführer macht geltend, er habe die Krankenkassenabrechnungen eingereicht
und die Zahlung belegt. Er verweist dazu auf einen Kontoauszug, der durch die
Zahlungsempfängerin (Krankenkasse) erstellt worden sein soll, und er erläutert, weshalb er
die Zahlung auf diese Weise nachweise und er keine Belastungsanzeige einreichen könne.

Wie sich aus dem angefochtenen Urteil ergibt (E. 2.3), hat der Beschwerdeführer den
genannten Kontoauszug dem Betreibungsamt vor Erlass der Verfügung vom 20. September
2024 eingereicht. Hätte er dessen Würdigung durch das Betreibungsamt anfechten wollen,
hätte er dies vor Obergericht tun müssen. Er legt jedoch nicht dar, dass er dies getan und vor
Obergericht erläutert hätte, weshalb er die Zahlungen auf diese Weise nachzuweisen
versuche. Insbesondere legt er damit nicht dar, dass er entgegen den obergerichtlichen
Erwägungen im Hinblick auf die Krankenkassenbelege konkrete Ausgaben nachgewiesen
hätte.

E. 3.3
Die Beschwerde enthält offensichtlich keine hinreichende Begründung. Das präsidierende
Mitglied tritt auf sie im vereinfachten Verfahren nicht ein ( Art. 108 Abs. 1 lit. b BGG ).

E. 4
Es rechtfertigt sich ausnahmsweise, auf die Erhebung von Gerichtskosten zu verzichten (
Art. 66 Abs. 1 BGG ). Das Gesuch um unentgeltliche Rechtspflege wird damit
gegenstandslos.

Demnach erkennt das präsidierende Mitglied:

1.

Auf die Beschwerde wird nicht eingetreten.

2.

Es werden keine Gerichtskosten erhoben.

3.

Dieses Urteil wird den Verfahrensbeteiligten und dem Obergericht des Kantons Bern,
Aufsichtsbehörde in Betreibungs- und Konkurssachen, mitgeteilt.

Lausanne, 23. Januar 2025
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